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Vorbemerkung

Dies ist ein Buch über 180 Tage in der deutschen Politik. Am 13. Sep-
tember 2015 wurde ein bereits fertiger Befehl, Asylbewerber an der 
deutschen Grenze abzuweisen, in letzter Minute geändert. Aus der 
Ausnahme einer Grenzöffnung für einige tausend Flüchtlinge wurde 
ein sechsmonatiger Ausnahmezustand, Hunderttausende kamen 
nach Deutschland. Am 9. März 2016 wurde der Andrang gestoppt – 
als Mazedonien an seiner Grenze keine Flüchtlinge mehr passieren 
ließ und so die Balkanroute gegen den erklärten Willen der Bundes-
kanzlerin schloss. 

Diese 180 Tage haben Deutschland verändert. Aus einer ent-
politisierten Gesellschaft ist ein Land geworden, in dem viele ein 
neues Selbstbewusstsein daraus ziehen, für Flüchtlinge ihr Herz, ihr 
Portemonnaie oder ihren Kleiderschrank geöffnet zu haben. Aber 
das Land ist auch gespalten. Viele Bürger fürchten sich vor isla-
mistischem Terror, und ein erstarkter Rechtspopulismus fordert die 
Demokratie heraus.

Angela Merkel, die zuvor in zehn Jahren Kanzlerschaft wenig 
Profil zeigte, polarisiert jetzt wie keiner ihrer Vorgänger. Ihre Be-
wunderer loben ihre Führungsstärke in historischer Stunde, allein 
und gegen viele Widerstände habe sie das ethisch Gebotene durch-
gesetzt. Ihre Verächter halten sie schlicht für überfordert – sie habe 
in großer Naivität und das Recht missachtend die Souveräni-
tät Deutschlands preisgegeben. Die Anhänger beider Sichtweisen 
werden von diesem Buch enttäuscht sein. Es erzählt weder eine 
Heiligengeschichte noch ein Schurkenstück. 

Dieses Buch schildert das wohl dramatischste Kapitel der jün-
geren deutschen Geschichte aus einer besonderen Perspektive, 
 nämlich die der politisch Handelnden. Natürlich ist das nur ein 
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Ausschnitt des Geschehens. Das Schicksal der Menschen, die in 
Deutschland ankamen, die Gründe für das Verlassen ihrer Hei-
mat, die tragischen Umstände ihrer Flucht – all diese Geschichten 
sind es wert, aufgeschrieben zu werden. Aber dies ist kein Buch über 
Flüchtlinge. 

Ich möchte vielmehr zeigen, unter welchen Umständen und in 
welchen Zwängen die politisch Verantwortlichen handelten, zualler-
erst Angela Merkel. Aber auch die anderen führenden Akteure: der 
CSU-Vorsitzende Horst Seehofer, der damalige SPD-Chef Sigmar 
Gabriel, Finanzminister Wolfgang Schäuble, Kanzleramtschef Peter 
Altmaier und Innenminister Thomas de Maizière. Regieren hieß im 
Ausnahmezustand der deutschen Flüchtlingskrise Entscheidungen 
von enormer Tragweite treffen – unter großem Druck, in sehr kur-
zer Zeit, auf Grundlage unvollständiger Informationen. Manchmal 
haben die Akteure gemeinsam gehandelt, öfter haben sie miteinan-
der gerungen und erstaunlich häufig gegeneinander gearbeitet. 

Als Reporter berichte ich über Angela Merkel seit acht Jahren, 
begleite sie auf Auslandsreisen und auf europäische Gipfel in Brüs-
sel. In der Flüchtlingskrise flog ich in der Delegation der Kanzlerin 
in Länder auf der Balkanroute und nach Istanbul zu Recep Tayyip 
Erdoğan. Die Nachricht vom Rücktritt ihres einstigen Haupt-
verbündeten, des österreichischen Bundeskanzlers Werner Faymann, 
erreichte die Kanzlerin, während sie einigen Kollegen und mir im 
Kanzleramt ihre Sicht auf das EU-Türkei-Abkommen und die 
Schließung der Balkanroute erläuterte.

Für dieses Buch habe ich im Sommer und Herbst 2016 noch 
einmal das Gespräch mit allen Akteuren in der Flüchtlingskrise ge-
sucht. Die Interviews fanden in Berlin und München statt, in Wien, 
Budapest und Brüssel. Eine Reise nach Ankara verhinderte der 
Putsch im Juli 2016, trotzdem kam es zu Gesprächen mit tür kischen 
Insidern. Einige meiner Gesprächspartner bestanden auf Vertrau-
lichkeit. Um Rückschlüsse zu vermeiden, nenne ich grundsätzlich 
keinen Informanten. Angela Merkel war zu einem rück blickenden 
Gespräch über ihre Rolle in der Flüchtlingskrise für dieses Buch 
nicht bereit.
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Ein Jahr nach den Ereignissen, von denen ich in diesem Buch be-
richte, scheint die Flüchtlingskrise schon Geschichte. Nur noch we-
nige Asylbewerber kommen nach Deutschland, die Erstaufnahme-
einrichtungen und Heime leeren sich. Aber Deutschland hat das 
Problem nur an die Grenzen Europas ausgelagert. Zu einem hohen 
Preis. 





1 
18 Uhr: Grenzschließung

»Es ist so weit!« Mit diesen knappen Worten meldet sich Dieter 
Romann, Präsident des Bundespolizeipräsidiums und damit 
Deutschlands oberster Grenzschützer, bei seinen führenden Beam-
ten. Es ist Samstag, der 12. September 2015, am frühen Abend, als 
der Befehl ergeht, die Grenzschließung für Flüchtlinge vorzuberei-
ten. Keine 24 Stunden später, am Sonntag um 18 Uhr, sollen an den 
Übergängen von Österreich nach Bayern Polizeikellen hochgehen. 
Alle Reisenden werden kontrolliert. Wer keinen Pass hat oder kein 
Visum, wird abgewiesen. Deutschland macht dicht, die Willkom-
menskultur ist Geschichte – nur eine Woche, nachdem Angela 
Merkel die Grenze für Flüchtlinge geöffnet hat.

So erscheint es jedenfalls in dieser Nacht, als sämtliche Ein-
heiten der Bundespolizei in Alarmbereitschaft versetzt werden und 
sich 21 Hundertschaften auf den Weg an die deutsch-österreichische 
Grenze machen. Mit Bussen werden die Beamten aus ganz Deutsch-
land herangefahren. Dieses Großmanöver ist sorgfältig geplant. 
 Romann nutzt dazu einen Vorwand: In Hamburg, also am anderen 
Ende der Republik, sind an diesem Samstag viele seiner Beamten 
im Einsatz, sie helfen dort, den Nazi-Aufmarsch »Tag der Patrio ten« 
und potenziell gewaltbereite Gegendemonstranten unter Kontrolle 
zu halten. Aber in der Nähe ist auch ein provisorischer Hubschrau-
berlandeplatz eingerichtet. Als Samstagabend der Befehl kommt, 
werden Hunderte von Polizisten in Wellen von Hamburg an die 
Grenze in den Alpen geflogen.

Um eine Grenze, an der Wachhäuser und Schlagbäume schon 
vor Jahren abgebaut wurden, über Nacht wieder scharf zu stellen, 
braucht man nicht nur sehr viele Beamte, sondern auch jede Menge 



12 Kapitel 1

schweres Material: Container, Zelte, Lichtmasten, Pionierzeug. Das 
aber ist größtenteils schon vor Ort. Ohne Wissen der Politik hat der 
Chef der Bundespolizei dafür gesorgt, dass eine kurzfristige Grenz-
schließung jederzeit möglich ist. Auch dafür hat er einen Trick gefun-
den: Erst im Juni fand in der gleichen Gegend der G-7-Gipfel von 
Elmau statt – der größte Polizeieinsatz des Jahres. Romann hat da-
nach einen Großteil des Materials einfach vor Ort einlagern lassen.

Als am Sonntag um 17.30 Uhr tatsächlich Einsatzbereitschaft 
gemeldet wird, fehlt zur Grenzschließung nur noch ein allerletzter 
Befehl. Auch der ist bereits geschrieben. Er umfasst dreißig DIN-A-4 
Seiten, aber entscheidend sind nur fünf Wörter: Wer nicht einreise-
berechtigt ist, soll auch im Falle eines Asylgesuches zurückgewiesen 
werden.

Dieter Romann spricht nicht öffentlich über den Herbst 2015. Aber 
es ist möglich, seine Rolle in jenen Wochen in Gesprächen mit Poli-
zisten und Ministerialbeamten zu rekonstruieren. Der Polizeichef ist 
promovierter Verwaltungsjurist und war als Beamter im Innenminis-
terium Referatsleiter für die Themen Ausländerterrorismus und Aus-
länderextremismus. Schon aus dieser Erfahrung ist seine Einstellung 
zur »Willkommenskultur« eher nüchtern. Im Büro raucht er selbst-
gedrehte Zigaretten und spricht, obwohl er lange Ministerialbeamter 
war, eher die Sprache seiner Polizisten als die von Ministern und 
Abgeordneten.

Vielleicht ist das der Grund, warum er glaubt, die Politiker mit 
einem Video aufrütteln zu müssen: Im Frühjahr und Frühsommer 
2015 zieht Romann mit einer selbstgebrannten DVD durch das 
 politische Berlin, es gibt persönliche Vorführungen im Innen minis-
terium, im Kanzleramt und bei SPD-Chef Sigmar Gabriel. Es sind 
Aufnahmen von Flüchtlingen auf der Balkanroute, sie stammen von 
Bundespolizisten, die zur Amtshilfe nach Serbien entsandt worden 
waren.

Dramatischer Höhepunkt des kurzen Films ist eine Kamera-
fahrt, die eine schier endlose Menschenkolonne an der serbisch-
mazedonischen Grenze zeigt. Romann berichtet den Politikern von 
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fallenden Schlepperpreisen für die einzelnen Etappen auf der Bal-
kanroute, er beschreibt, wie Kriminelle und staatliche Stellen dort 
zunehmend Hand in Hand arbeiten. Und er erzählt eine Anekdote, 
die später die Runde macht: Die mazedonische Staatsbahn habe sich 
eigens zusätzliche Züge ausgeliehen, um alle Migranten in Richtung 
Deutschland weiterbefördern zu können – und damit das erste po-
sitive Betriebsergebnis ihrer Geschichte erwirtschaftet. Romanns 
Botschaft: Es sind zu viele Flüchtlinge. Sie werden gezielt zu uns 
geschickt. Wir müssen sie an der Grenze abweisen.

Schnell folgen die Einwände: Ist das durchführbar, erfordert das 
Asylrecht nicht die individuelle Prüfung jedes einzelnen Antrages? 
Romann kontert jedes Mal mit Artikel 16 des Grundgesetzes. Zwar 
heißt es dort »Politisch Verfolgte genießen Asylrecht«, doch schon 
der zweite Absatz schränkt ein: »Auf Absatz 1 kann sich nicht beru-
fen, wer aus einem Mitgliedsstaat der Europäischen Gemeinschaften 
oder einem anderen Drittstaat einreist« – wenn in diesem die Genfer 
Flüchtlingskonvention eingehalten wird. Das gilt für alle Nach-
barländer Deutschlands. Aber wurden Grenzkontrollen innerhalb 
Europas nicht abgeschafft, seit 1995 das Schengener Abkommen in 
Kraft trat? Ist die Grenzschließung juristisch und praktisch also 
überhaupt möglich?

Das soll bald bewiesen werden. Für den G-7-Gipfel, der im Juni 
in Deutschland stattfinden wird, hat die Bundespolizei beim Innen-
ministerium beantragt, aus Sicherheitsgründen temporäre Grenz-
kontrollen einzuführen. Die letzten Kontrollen dieser Art gab es in 
Deutschland neun Jahre zuvor, ebenfalls bei einem Gipfel der Staats- 
und Regierungschefs, damals in Heiligendamm. Doch 2015 zögert 
die Bundesregierung mit der Genehmigung. Will das Kanzleramt 
zeigen, dass man einen Besuch von Barack Obama und anderen 
Führern der westlichen Welt, der die allerhöchste Sicherheitsstufe 
auslöst, sogar bei offenen Grenzen meistern kann?

Ausgerechnet militante Linksradikale aus Italien kommen der 
Bundespolizei zu Hilfe. Sie reisen am 18. März nach Frankfurt und 
verwandeln dort eine Demonstration gegen die Eröffnung des 
 Neubaus der Europäischen Zentralbank in eine Straßenschlacht. 
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Polizisten werden schwer verletzt, Polizeiwagen brennen vollständig 
aus. Die Fernsehbilder zeigen Rauchschwaden, die über Frankfurts 
Skyline ziehen.

Rauchschwaden über »ihrem« G-7-Gipfel will die Kanzlerin 
nicht riskieren – wenige Tage nach der Frankfurter Randale be-
kommt die Bundespolizei die beantragten Kontrollen für den Gipfel 
genehmigt. Zum angestrebten Beweis, dass Grenzkontrollen sehr 
wohl möglich und sinnvoll sind, könnte der Ort gar nicht günsti-
ger gelegen sein. Die Staats- und Regierungschefs tagen in Schloss 
Elmau, einem Fünfsternehotel in den Alpen. Es liegt im Landkreis 
Garmisch-Partenkirchen, in Oberbayern, direkt an der Grenze zu 
Österreich. Hier genau treffen die beiden Hauptmigrationswege in 
Europa aufeinander, die Balkanroute und die Mittelmeerroute: 
Wenn man hier die Grenze für Flüchtlinge dicht machen kann, 
funktioniert es überall.

Der Elmauer Gipfel wird ein Erfolg. Die Führer der westlichen 
Welt beschließen, die globale Wirtschaft so umzubauen, dass bis zum 
Jahr 2100 kein Kohlenstoffdioxid mehr freigesetzt wird. Merkel kann 
ihr mittlerweile verblasstes Image als »Klimakanzlerin« aufpolieren. 
Und die schönen Fotos von der Kanzlerin mit Barack Obama in 
 einem bayerischen Biergarten lösen im Kanzleramt Wohlgefallen aus.

Auch für die Bundespolizei hätte Elmau kaum besser laufen 
können. Denn ihre »mobilen Grenzkontrollen« bringen das er-
wünschte Ergebnis: 13 800 Verstöße gegen das Aufenthaltsrecht 
 werden registriert, 1200 Fahndungserfolge und 151 Vollstreckungen 
offener Haftbefehle kann Romann wenige Tage später dem Innen-
ausschuss des Deutschen Bundestages präsentieren. »Wir haben nur 
einmal kurz das Licht angeknipst«, erklärt er in der nichtöffent-
lichen Sitzung. Gemeint ist: Wir haben gezeigt, dass die Zustände 
an den offenen Grenzen unhaltbar sind. Die wichtigste Zahl aber ist 
eine andere: 1030 »Zurückweisungen« hat die Bundespolizei im 
Umfeld des Gipfels vorgenommen. Für Romann der Beweis: Auch 
im Jahr 2015 ist Deutschland in der Lage, an seinen Grenzen Men-
schen abzuweisen. Nach dem Elmauer Gipfel wurden die Grenz-
kontrollen allerdings wieder eingestellt.
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Als dann in jener Nacht zum 5. September die Grenze geöffnet 
wird, erfährt die Führung der Bundespolizei davon erst aus den Me-
dien und fragt im Innenministerium nach: Sind das nicht alles un-
erlaubte Grenzübertritte? Machen sich unsere Beamten nicht sogar 
strafbar, wenn sie diese geschehen lassen?

Zwar beschließt die Große Koalition als Sofortmaßnahme un-
mittelbar nach der Grenzöffnung dreitausend neue Stellen für die 
Bundespolizei. Doch Merkel sendet durch Selfies mit Flüchtlingen 
und öffentliche Äußerungen nicht gerade Signale in Richtung 
Grenzschließung. »Das Grundrecht auf Asyl kennt keine Ober-
grenze«, erklärt sie in einem Zeitungsinterview, das am Freitag, dem 
11. September, erscheint.

Am gleichen Tag melden allerdings vierzehn Bundesländer 
dem Bundesinnenministerium, dass sie zurzeit keine neuen Flücht-
linge mehr aufnehmen können. Obwohl von der Turnhalle bis 
zur Kaserne jedes mögliche Gebäude als Unterkunft erschlossen 
wird, gibt es an diesem Tag in ganz Deutschland nur noch 850 als 
frei gemeldete Plätze. Dem stehen 40 000 neue Flüchtlinge gegen-
über, die an diesem Wochenende nach Schätzung des Außen-
ministe riums erwartet werden. Inzwischen lässt sich nicht mehr 
leugnen, dass die Bilder der deutschen Willkommenskultur vieler-
orts die Massenbewegung noch zusätzlich befeuert haben. Sieben-
tausend Migranten treffen von Griechenland aus in Mazedonien 
ein – pro Tag.

Innenstaatssekretärin Emily Haber warnt intern, Österreich 
habe die Kontrolle über den Weitertransport verloren und winke 
nur noch durch in Richtung Deutschland. Die deutsche Botschaft 
in Afghanistan berichtet, die Regierung in Kabul habe eine Million 
Reisepässe gedruckt – wer sich um einen solchen bemühe, wolle 
zumeist nach Deutschland. Eine geplante Übung von Bund und 
Ländern mit LÜKEX, dem gemeinsamen System für den Katastro-
phenschutz, wird abgesagt, weil alle Ressourcen gebunden sind. 
Auch die Bundeswehr lässt Reservistenübungen ausfallen. Die Ab-
sage des gemeinsamen Herbstempfangs von Bundesnachrichten-
dienst (BND), Verfassungsschutz, Bundeskriminalamt (BKA) und 
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Bundespolizei ist aber ein politisches Signal: Die Verantwortlichen 
für die Sicherheit der Republik wollen in dieser Lage nicht mitein-
ander anstoßen.

Hinter verschlossenen Türen wird der Ton schärfer. Zwischen 
Donnerstagabend und Freitagmittag lassen die Landesinnenminister 
ihrem Ärger gegenüber der Bundesregierung in gleich fünf Telefon-
konferenzen freien Lauf. »Wir befinden uns im Flugzeug, dessen 
Sprit ausgeht, und wissen nicht, was wir tun sollen«, wird anschlie-
ßend ein Sitzungsteilnehmer zitiert. Ein anderer bringt die Diskus-
sion auf den Punkt: »Sind wir uns einig, dass wir am Limit sind und 
bald keine Flüchtlinge mehr aufnehmen können?« Die von der 
Union gestellten Innenminister fordern von ihrem  Parteifreund 
Thomas de Maizière am Freitagmittag explizit die Einführung von 
Grenzkontrollen – und die Zurückweisung von Flüchtlingen an der 
Grenze zu Österreich. De Maizière, der gerade an einer verschlepp-
ten Bronchitis laboriert, kann oder will keinen Widerstand mehr 
leisten. Seine Antwort: Merkel muss entscheiden.

Die Unions-Innenpolitiker drängen Merkel bewusst nur intern, 
die Grenzöffnung rückgängig zu machen. Sie wissen, dass öffentli-
cher Druck auf die Kanzlerin kaum weiterhilft. Ihren Kurs würde 
Merkel wohl nur dann korrigieren, wenn es so aussähe, als sei dies 
ihre eigene Entscheidung. Noch besteht dazu die Möglichkeit. Mer-
kel hatte die Grenzöffnung ja selbst als »Ausnahme« begründet. Sie 
könnte also ein Zurück zur Normalität verkünden, ohne zugleich 
einen Fehler einzugestehen.

Aber genau den will ein ehemaliger Innenminister in die Welt 
posaunen. Hans-Peter Friedrich hat mit der Kanzlerin noch eine 
Rechnung offen, seit sie ihn 2014 als Innenminister entließ. Friedrich 
hatte damals den SPD-Vorsitzenden Sigmar Gabriel vertraulich dar-
über informiert, dass der Name des SPD-Abgeordneten Sebastian 
Edathy im Zusammenhang mit Ermittlungen zu einem Kin-
derporno-Versandhandel aufgetaucht sei. Als dies herauskam, wur-
den nicht etwa die Genossen bestraft, die Edathy gewarnt hatten – 
sondern ausgerechnet der unbescholtene CSU-Mann Friedrich. Sein 
Zorn darüber ist nie verraucht.
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Jetzt kommt die Gelegenheit zur Rache. Friedrich hat schon 
Anfang der Woche beim »Spiegel« angerufen und gefragt, ob man 
ihn nicht mit einer harschen Merkel-Kritik zu Wort kommen lassen 
wolle. Doch das Nachrichtenmagazin hat schon ein Gespräch mit 
der CDU-Politikerin Ursula von der Leyen geführt, die Merkels 
Grenzöffnung in höchsten Tönen lobt. Man will die Leser nicht 
verwirren. Frustriert wendet sich Friedrich nun an die Lokalzeitung 
in seinem Wahlkreis, schon am Donnerstag zitieren alle Nachrich-
tenagenturen die deftigsten Sätze: »Eine beispiellose politische Fehl-
leistung« sei es gewesen, die Flüchtlinge ins Land zu lassen, die »ver-
heerende Spätfolgen« haben werde. »Völlig unverantwortlich« sei es, 
Zigtausende aufzunehmen, darunter vielleicht »IS-Kämpfer oder 
islamistische Schläfer«, schimpft Friedrich: »Kein anderes Land der 
Welt« würde sich »so naiv und blauäugig« in Gefahr begeben. Aus 
Sicherheitsgründen werde man »schon bald Grenzkontrollen wieder 
einführen müssen«.

Friedrich zielt auf Merkel, aber die Salve trifft Horst Seehofer. 
Der sitzt als CSU-Chef weit weniger fest im Sattel als Merkel in ihrer 
Partei. Seehofer fürchtet, vom innerparteilichen Zorn über die 
Grenz öffnung weggespült zu werden – wenn er sich nicht selbst an 
die Spitze der Kritiker stellt. Deshalb glaubt er, Friedrich über-
trumpfen zu müssen. Am Freitag lässt Seehofer bekannt werden, 
dass seine CSU den ungarischen Ministerpräsidenten Viktor Orbán 
zur nächsten Klausurtagung ihrer Landtagsfraktion eingeladen hat. 
Damit stellt sich die Schwesterpartei offen auf die Seite des europäi-
schen Hauptgegners der Kanzlerin – nicht nur in der Flüchtlings-
politik. Die Grenzöffnung nennt Seehofer jetzt öffentlich einen 
»Fehler, der uns noch lange beschäftigen wird«. Der Beifall an der 
CSU-Basis ist gewaltig. Doch die Innenpolitiker sind entgeistert. 
Seehofer verbaut Merkel damit die Möglichkeit, die Grenzöffnung 
ohne Gesichts verlust zu revidieren.

Am gleichen Tag schlagen sogar die Anhänger der Willkom-
menskultur erstmals Alarm. Münchens Oberbürgermeister Dieter 
Reiter, bisher Verfechter der offenen Grenzen, hat jetzt genug: Es 
sei die Aufgabe der Bundeskanzlerin, »mehr zu tun«, schimpft er. 
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Tatsächlich droht der bayerischen Landeshauptstadt schon am Frei-
tag der Kollaps. Reiter hat die lokalen Brauereien gebeten, ihm mit 
Bierzelten auszuhelfen, und die Bevölkerung aufgerufen, Luftmat-
ratzen und Isomatten zu spenden. Auch der Vorsitzende der Innen-
ministerkonferenz, Roger Lewentz aus Rheinland-Pfalz, wie Reiter 
ein Sozialdemokrat, kritisiert Merkel erstmals öffentlich im Namen 
seiner Kollegen: »Die Länder sind völlig überrascht worden von der 
Einreiseerlaubnis der Kanzlerin. Wir hätten Zeit für Vorbereitungen 
gebraucht. Und wir hätten vorher davon wissen müssen.« Nun sei 
man »in großer Not«. An diesem Samstag werden mehr Flüchtlinge 
nach Deutschland kommen als jemals zuvor und danach an einem 
einzigen Tag: rund 13 000 Menschen. Zum Vergleich: Zwei Tage zu-
vor hat US-Präsident Obama angekündigt, die Vereinigten Staaten 
würden 10 000 syrische Flüchtlinge aufnehmen – im ganzen folgen-
den Jahr.

Die CSU-Attacken haben Merkel trotzig gemacht, aber die War-
nungen der Kommunal- und Landespolitiker bringen sie ins Grü-
beln. Kurz nach 13 Uhr erreicht sie eine SMS von Horst Seehofer: 
»Ich kann dich nur dringend bitten, dem Ernst der Lage Rechnung 
zu tragen.« Um 14 Uhr tritt Merkel im Berliner »Tempodrom« an 
ein Mikrophon, die CDU veranstaltet ausgerechnet an diesem Tag 
den »ersten offenen Mitgliederkongress« ihrer Parteigeschichte. Das 
Besondere daran: Nicht nur Delegierte, sondern jedes einfache Mit-
glied und jeder interessierte Gast dürfen mitdiskutieren. Allerdings 
nicht zum Thema der Stunde, Flüchtlingspolitik, sondern zur Digi-
talisierung.

Zu Anfang ihrer Rede verteidigt die Kanzlerin die Grenzöff-
nung »vor einer Woche in einer Notlage«, erklärt aber kurz darauf: 
»Wir brauchen eine Unterscheidung. Schutz bekommen die, die 
schutzbedürftig sind« – wer aus wirtschaftlichen Gründen nach 
Deutschland komme, könne nicht bleiben. Die meisten Teilnehmer 
überhören diesen Akzent, denn die Kanzlerin widmet sich rasch 
dem nächsten Thema.

Während der CDU-Kongress noch tagt, fährt Merkel zurück ins 
Kanzleramt und bittet um 15 Uhr die fünf wichtigsten Politiker 
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Deutschlands, in den kommenden Stunden telefonisch erreichbar 
zu sein: Horst Seehofer und Sigmar Gabriel als Parteivorsitzende der 
beiden Koalitionspartner, Außenminister Frank-Walter Steinmeier, 
Innenminister Thomas de Maizière und Kanzleramtschef Peter 
 Altmaier. Alle fünf fragen sich: Schließt Merkel die Grenze? Zuerst 
führt sie Einzelgespräche. Um 17.30 Uhr lässt sie alle zusammen-
schalten.

In dieser Telefonkonferenz schlägt de Maizière vor, dass ange-
sichts der Überforderung der Bundesländer bei der Versorgung der 
Flüchtlinge zeitlich befristet wieder Kontrollen an der deutsch- 
österreichischen Grenze eingeführt werden sollen. Niemand aus der 
Runde widerspricht. Dann geht es darum, ob nicht nur kontrolliert, 
sondern auch Menschen ohne notwendige Papiere an der Einreise 
gehindert werden sollen. De Maizière ist dafür. Auch Seehofer. Die 
beiden Sozialdemokraten legen sich zunächst nicht fest, ebenso we-
nig Merkel und Altmaier. Die Rechtslage wird erörtert. Dann malt 
sich die Runde Szenarien aus: Was passiert, wenn die Migranten an 
der deutschen Grenze gestoppt werden? Stauen sie sich in Öster-
reich? Versuchen sie gar, die Grenze zu stürmen? Am Ende wird de 
Maizières Vorschlag angenommen.

Es soll wieder Grenzkontrollen geben. Parallel dazu soll der 
Zugverkehr von Österreich nach Deutschland für zwanzig Stunden 
unterbrochen werden. Und – der springende Punkt: Flüchtlinge 
sollen an der Grenze zurückgewiesen werden. Jetzt entscheiden sich 
die führenden Politiker der Großen Koalition also genau für das, 
was Angela Merkel wenig später öffentlich für unmöglich erklä-
ren wird. In der Telefonschaltkonferenz stimmt sie jedenfalls noch 
explizit zu.

In einer Hinsicht gehen die Erinnerungen der Beteiligten aus-
einander: Sollten alle Flüchtlinge abgewiesen werden oder nur 
 diejenigen aus sicheren Herkunftsländern? Das waren zu diesem 
Zeitpunkt sämtliche Länder der Europäischen Union sowie Bos-
nien-Herzegowina, Mazedonien und Serbien. Noch im August 
stammten fast die Hälfte der neu in Deutschland ankommenden 
Geflüchteten vom Balkan, nicht aus Syrien. Ihre Asylverfahren sind 
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fast aussichtslos. Im Sinne einer Beschränkung auf wirklich Schutz-
bedürftige, wie sie von Merkel am Nachmittag im Tempodrom öf-
fentlich angemahnt worden war, ergäbe die gezielte Abweisung von 
Migranten ohne Bleibeperspektive durchaus Sinn. Und zumindest 
die Syrer wären noch immer willkommen gewesen.

Ein Teilnehmer der Telefonkonferenz erinnert sich im vertrau-
lichen Gespräch dezidiert: Es sei damals um die Zurückweisung von 
allen Asylbewerbern aus sicheren Drittstaaten gegangen, an der ös-
terreichischen Grenze also de facto von allen Flüchtlingen. Für diese 
Version spricht einiges, denn nur schwer vorstellbar ist ein Szenario, 
bei dem eine Bundespolizei, die es in diesen Tagen nicht einmal 
schafft, die Namen aller Ankommenden zu notieren, auch noch 
deren Identität rechtssicher prüft.

Nach der Telefonkonferenz ruft de Maizière sofort den Chef der 
Bundespolizei an. Und der lässt unverzüglich die lange vorbereitete 
Aktion anrollen. In dem Einsatzbefehl, den er längst fertig hat und 
in der Nacht nur aktualisiert, steht nichts von einer Beschränkung 
auf »sichere Herkunftsländer«. So bezieht die Bundespolizei in die-
ser Nacht Stellung, um am nächsten Tag ab 18 Uhr die Grenze für 
sämtliche Flüchtlinge zu schließen. Horst Seehofer telefoniert mit 
Parteifreund Hans-Peter Friedrich und ruft ihm zu: »Du hast ge-
wonnen! Wir führen Grenzkontrollen ein!« Aber noch ist der Befehl 
nicht unterzeichnet.

Während die Polizisten mit Helikoptern herangeflogen werden, 
sind weiterhin Tausende Migranten von der anderen Seite auf dem 
Weg zur Grenze unterwegs – in Bussen, in Zügen, manche auch 
zu Fuß. Es ist ein ungleiches Wettrennen, denn die Flüchtlinge 
vertrauen auf die Bilder der Kanzlerin und der jubelnden Münch-
ner und ahnen nicht, dass sie nur noch wenige Stunden lang will-
kommen sind.

Am Sonntagmorgen könnten sie es erfahren. Die Nachricht von 
den bevorstehenden Grenzkontrollen ist »durchgestochen« wor-
den – so nennt man es im politischen Berlin, wenn ein Politiker 
einen Reporter anruft, um einen vertraulichen Vorgang in die Öf-
fent lichkeit zu tragen und damit einem politischen Konkurrenten 
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zu schaden. In diesem Fall droht allerdings eine Katastrophe: Wenn 
die Nachrichtenseiten von »Spiegel«, »Welt« oder »Bild« jetzt die 
geplanten Grenzkontrollen melden und internationale Medien so-
fort nachziehen, erfahren auch die Migranten in Minutenschnelle 
davon. Es droht ein gnadenloser Schlussspurt nach Deutschland, in 
dem die Stärkeren die Schwächeren überrennen und Sicherheits-
kräfte die letzte Kontrolle verlieren, wie man im Innenministerium 
fürchtet. Was die Grenzöffnung in der Woche zuvor verhindern 
sollte, droht jetzt umso mehr: Gewalt an der deutschen Grenze und 
politisches Chaos auf dem Balkan.

Um dies zu vermeiden, entschließt man sich im Innenministe-
rium zu einem gewagten Schritt. Johannes Dimroth, der Chefspre-
cher, bestätigt die Information, bittet aber, von einer sofortigen 
Veröffentlichung abzusehen. Nur in seltenen Fällen wird so ent-
schieden. Da die Bundesregierung keine Nachrichtensperre anord-
nen kann, bittet sie in extremen Lagen die Redaktionen zu frei-
willigem Verzicht aus übergeordnetem Interesse. Dies geschah etwa 
zu Zeiten des RAF-Terrors, um das Leben von Geiseln nicht zu ge-
fährden, aber auch während der Finanzkrise 2008. Damals bat die 
Bundesregierung darum, einen Bericht über einen sich abzeichnen-
den »Bank Run«, also eine Massenabhebung von Geldeinlagen, 
nicht zu veröffentlichen, bevor die Bundeskanzlerin und ihr Finanz-
minister eine Garantie aller Sparguthaben ausgesprochen hatten.

Ist eine solche Selbstbeschränkung auch im Netzzeitalter mög-
lich? Die Redaktionen haben ihr Monopol, Nachrichten zu prüfen 
und den Zeitpunkt ihrer Veröffentlichung zu kontrollieren, doch 
ohnehin längst verloren, ein einzelner Tweet oder Facebook-Eintrag 
kann den Ansturm auslösen, der unbedingt vermieden werden soll.

Tatsächlich gibt es seit den Mittagsstunden Andeutungen in den 
sozialen Netzwerken, die Einführung von Grenzkontrollen stehe 
kurz bevor. Aber sie gehen unter neben Tausenden Meinungsbeiträ-
gen, Halbwahrheiten und Falschmeldungen, dem Grundrauschen 
im Netz. Anders als bei den Selfies der Kanzlerin drei Tage zuvor, 
entgleitet der Regierung diesmal die Kommunikation nicht. »Spiegel 
Online« meldet schließlich um 16.05 Uhr die Grenzkontrollen, fast 


